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Wohnen in Genossenschaften hat nicht zuletzt seit der von der Bundesregierung eingesetzten Ex-
pertenkommission Wohnungsgenossenschaften eine Renaissance erfahren. Welche Bedeutung ha-
ben Wohnungsgenossenschaften heute? Welche Formen der Zusammenarbeit zwischen ihnen und 
Kommunalverwaltung und -politik gibt es? Wie lassen sie sich in die gegenwärtigen Herausforde-
rungen der kommunalen Wohnungspolitik einordnen? Diesen Fragen geht der folgende Beitrag 
nach. Aktuelle Trends und Rahmenbedingungen erfordern ein Umdenken in der Wohnungswirt-
schaft: Zunehmend wichtiger wird ein nachfrageorientierter Ansatz zur Bestandsentwicklung. 
Wohnen in Genossenschaften stellt eine Wohnform zwischen Eigentum und Miete dar, die sich 
durch eine hohe Wohnsicherheit und Bewohnermitbestimmung auszeichnet und geeignet erscheint, 
auf die aktuellen Herausforderungen zu reagieren. 
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1. Einführung 

Die kommunale Wohnungspolitik ist geprägt von aktuellen Rahmen-
bedingungen und Trends, die einleitend zu diesem Kapitel beschrieben 
werden sollen. Aus demographischen und gesellschaftlichen Verände-
rungen resultieren neue Haushaltsstrukturen und Zielgruppen mit di-
versifizierten Ansprüchen auf dem Wohnungsmarkt. Die so genannte 
„Zweite Miete“ wird bereits jetzt als problematisch eingeschätzt. Die 
Privatisierung eines – in einigen Städten beträchtlichen – Anteils 
kommunaler Wohnungsbestände führt zu neuen Akteurskonstellatio-
nen in der Stadtentwicklung.  

1.1 Demographischer Wandel 

Die Berechnungen aus der 11. koordinierten Bevölkerungsvorausbe-
rechnung des Statistischen Bundesamtes zeigen, dass in der BRD zu-
künftig ein Rückgang der Einwohnerzahlen erwartet wird. Je nach 
Annahmen zur Entwicklung der Wanderungssalden werden im Jahr 
2050 entsprechend der Prognosevariante „Mittlere Bevölkerung“ 
10 % bis 17 % weniger Bürger in der BRD leben als noch im Jahr 
2006 (vgl. Statistisches Bundesamt 2006, 15, siehe Abb. H 3-1). Be-
zogen auf die neuen Bundesländer gehen die Prognosen (Variante 
„Mittlere Bevölkerung“) für den gleichen Zeitraum sogar von einem 
Rückgang um bis zu 27 % aus (vgl. Statistisches Bundesamt 2007 a, 
eigene Berechnung). Die räumlichen Auswirkungen der Bevölke-
rungsentwicklung sind regional bzw. lokal differenziert zu betrachten. 
Neben schrumpfenden wird es weiterhin wachsende und stagnierende 
Städte bzw. Regionen geben. Die Bevölkerungsentwicklung in der 
Stadt Erfurt (Thüringen) ist zum Beispiel leicht abnehmend, während 
sie in Berlin stagniert. Eine starke Zunahme wird im süddeutschen 
Raum erwartet. Der demographische und soziale Wandel wird nicht 
nur quantitativ, sondern auch qualitativ in allen gesellschaftlichen 
Bereichen spürbar sein. Die Wohnungswirtschaft wird sich auf neue 
Herausforderungen einstellen müssen.  

In Thüringen wird beispielsweise nach statistischen Berechnungen des 
Landes die Einwohnerzahl vom Jahr 2005 bis 2050 um ein Drittel 
zurückgehen (vgl. TLS 2007, siehe Abb. H 3-2). Mit den quantitativen 
Prozessen (Geburten- und Sterbezahlen, Wanderungsverhalten) sind 
Verschiebungen in der Altersstruktur verbunden. Der Bevölkerungsan-
teil im Alter von 65 Jahren und höher wird von 21 % im Jahr 2005 auf 
38 % im Jahre 2050 steigen. Auf diese veränderte Gewichtung der 
Wohnungsmarkt relevanten Zielgruppen muss die Wohnungswirt-
schaft reagieren. 

 

 

Neue Heraus-
forderungen 
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   Basisannahme zur Lebenserwartung; jährlicher Wanderungssaldo: Untergrenze von 100.000 bzw. Obergrenze von 200.000
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Obergrenze*

(Quelle: Statistisches Bundesamt 2007c; Statistisches Bundesamt 2006; eigene Darstellung)  

Abb. H 3-1 Bevölkerungsentwicklung in der BRD seit 1991 und Prognose bis 2050 
(Quelle: Statistisches Bundesamt 2007 c; Statistisches Bundesamt 2006; 
eigene Darstellung) 

 

Mit der Bevölkerungsentwicklung ist die Nachfrage nach Wohnraum 
eng verknüpft. Die Anzahl der Privathaushalte und die quantitative 
Nachfrage nach Wohnungen bleibt in Deutschland für die nächsten 
Jahre relativ konstant (Ostdeutschland bis zum Jahr 2015) oder nimmt 
noch leicht zu (Westdeutschland bis zum Jahr 2020). Dieser Prozess 
ergibt sich aus der Verkleinerung der Haushaltsgrößen, welche we-
sentlich auf der Zunahme der älteren Haushalte basiert. Die Anzahl 
der jüngeren Haushalte mit unter 50-jährigen Haushaltsvorständen ist 
rückläufig (vgl. LBS und empirica 2006, 18). 
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Abb. H 3-2 Altersstruktur der Bevölkerung in Thüringen 
2005 und 2050 (Quelle: TLS 2007: 17; verän-
derte Darstellung) 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Abb. H 3-3 Entwicklung der wohnungsnachfragenden 
Haushalte seit 1990 und Prognose bis 2035 
(Quelle: LBS; empirica 2006, 17) 
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Die Entwicklung der Wohnungsnachfrage unterscheidet sich deutlich 
zwischen Ost- und Westdeutschland. Nach der Prognose von LBS und 
empirica wird die Abnahme der wohnungsnachfragenden Haushalte im 
Osten früher und wesentlich deutlicher einsetzen als im Westen. Die 
Haushaltszahl wird im Osten von ihrem Maximum im Jahr 2015 um 
etwa sechs Prozent (etwa 500 Tausend Haushalte) bis zum Jahr 2030 
zurückgehen. In Westdeutschland fällt der Rückgang für den Zeitraum 
von 2020 (Maximum) bis 2030 mit etwas über einem Prozent (etwa 
500.000 Haushalte) wesentlich kleiner aus (vgl. Abb. H 3-3). 

Abb. H 3-4 Neue Bundesländer: Anteile der Haushalts-
größen 2006 und Trendvariante 2025 (Quelle: 
Statistisches Bundesamt 2007 b, eigene Be-
rechnungen und Darstellung) 

Nach der Haushaltsvorausberechnung des Statistischen Bundesamtes 
wird sich der bestehende Trend zur Verkleinerung der Haushalte bis 
2025 fortsetzen: Während die Zahl der kleinen Haushalte mit ein bis 
zwei Personen bis 2025 zunimmt, wird die der Haushalte ab drei Per-
sonen stark rückläufig sein (siehe Abb. H 3-4). Ausgehend von einem 
erwarteten Anstieg einkommensschwacher Haushalte (unterbrochene 
Erwerbsbiographien und Altersarmut) in der Bevölkerung, wird der 
Bedarf an bezahlbaren und kleinen Wohnungen zunehmen. 

Große Ost-West-
Unterschiede bei 

Wohnungsnachfrage

Immer gefragter: preis-
werte kleine Wohnungen



H 3 Stadtentwicklung und Infrastruktur 

    

6 HKP 1 04 09 03 

1.2 Steigende Wohnkosten durch „Zweite Miete“ 

In diesem Zusammenhang ist die „Zweite Miete“ als wichtige Rah-
menbedingung zu diskutieren, also die Verbrauchskosten, die monat-
lich neben der Kaltmiete zu zahlen sind. Gas und Heizöl sind weiter-
hin Preistreiber und Hauptverursacher für den überproportionalen 
Anstieg der Wohnnebenkosten. Insgesamt sind die Wohnnebenkosten 
im Zeitraum von 2001 bis 2006 um 22,6 % gestiegen und damit fast 
dreimal so stark wie die Lebenshaltungskosten (7,9 %, siehe Abb. 
H 3-5). Dies stellt die Bewohner insbesondere mit niedrigem oder 
keinem Einkommen vor erhebliche wirtschaftliche Probleme. Auch 
hier kann die Wohnungswirtschaft Verantwortung übernehmen und 
Lösungen zur Energieeinsparung im Gebäudebestand umsetzen. 

 

Abb. H 3-5 Entwicklung der Mieten und Wohnnebenkos-
ten in der BRD von 2001 bis 2006 (Quelle: IfS 
2006, eigene Darstellung) 

1.3 Privatisierung kommunaler Wohnungsbestände 

Neben der demographischen Entwicklung und der gestiegenen Kosten-
belastung für die Mieter hat die Privatisierung kommunaler Wohnungs-
bestände in den letzten Jahren einen hohen Stellenwert in Deutschland 
erlangt. Schlagzeilen in den Medien lösten in den Städten Diskussionen 
über den Zielkonflikt zwischen „Stadtrendite“ und „betriebswirtschaft-
licher Rendite“ aus. Während sich Städte wie beispielsweise Dresden 
für einen kompletten Verkauf ihrer Bestände entschieden haben, spre-
chen sich andere Städte gegen den Verkauf der kommunalen Wohnun-
gen im großen Stile aus. Zentrale Fragen dabei sind, welche Handlungs-

Explosion der  
Wohnnebenkosten 

Zielkonflikt: betriebs-
wirtschaftliche Rendite 
versus Stadtrendite 
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spielräume zur Gestaltung der Stadt bleiben und welches Steuerungspo-
tenzial die Verwaltung dann noch hat. Bei den verschiedenen Stufen der 
Privatisierung ist immer nach der Gewährleistung von Gemeinwohlori-
entierung als kommunalem Auftrag zu fragen. Diese ist dann nicht mehr 
gewährleistet, wenn einkommensschwache Bewohnergruppen nicht 
mehr mit angemessenem Wohnraum versorgt werden können.  

In diesem Zusammenhang ist auch von Interesse, dass beispielsweise 
die Einschätzung, es sei aufgrund der zu beobachtenden Leerstände in 
Wohnungsbeständen von einer allgemeinen Entspannung des Woh-
nungsmarktes auszugehen, nicht korrekt ist. Insbesondere für Haus-
halte mit geringerem und keinem Einkommen sind die Möglichkeiten 
zur Wohnstandortwahl nur noch auf bestimmte Teilsegmente begrenzt. 
Bei diesen Haushalten spielen kaum andere Faktoren als ihre finan-
ziell begrenzten Möglichkeiten eine Rolle.  

Zwar gibt es noch keine ausreichend differenzierten Untersuchungen 
darüber, wie sich die Privatisierung kommunaler Wohnungsbestände 
der letzten Jahre tatsächlich auf die Mieten (Steigerung?), die Sanie-
rung des Wohnungsbestands (Unterlassung?) und das soziale Umfeld 
(Verwahrlosung?) ausgewirkt hat und ob die 
Befürchtungen einer negativen Entwicklung 
eingetroffen sind, doch sind eine Verunsiche-
rung der Mieter und die potentielle Gefahr 
nicht von der Hand zu weisen.  

Im Hinblick auf die Kontroversen über Privati-
sierungen von Wohnungsbeständen und Ge-
meinwohlorientierung bzw. auch der Versor-
gung mit angemessenem Wohnraum kommt 
der genossenschaftlichen Wohnform eine hohe 
Bedeutung zu (vgl. Kapitel 3). Wohnungsge-
nossenschaften bieten als so genannter „dritter 
Weg“ zwischen Eigentum und Miete und mit 
ihrem Auftrag der Mitgliederförderung ein 
hohes Maß an Wohnsicherheit. Nach dem 
Identitätsprinzip verbleibt der genossenschaftliche Wohnraum in der 
Regel im Besitz ihrer Mitglieder. Wohnungsgenossenschaften stellen 
nicht die Gewinnerwirtschaftung in den Vordergrund, sondern sind be-
strebt, die Wohnungsmieten möglichst gering zu halten. 

1.4 Schlussfolgerungen für den Wohnungsmarkt 

Die genannten Rahmenbedingungen lassen darauf schließen, dass die 
Bedeutung von nachfrageorientierten Ansätzen in Zukunft steigt – vor 
allem bedingt durch steigende Nebenkosten und zunehmende Altersar-
mut. Folgende Thesen können für die Wohnungswirtschaft zusammen-
fassend aus den genannten Rahmenbedingungen abgeleitet werden: 

Leerstand sorgt nicht für 
Entspannung

Risiken der Wohnungs-
privatisierung

DStGB-
Dokumentation  
Nr. 70 (2007): 

Privatisierung kom-
munaler Wohnungen

 

 Wer sich vertieft mit dem Thema der Woh-
nungsprivatisierung beschäftigen möchte, dem 
sei die einschlägige DStGB-Dokumentation 
empfohlen. Sie stellt überblicksartig die wichtigs-
ten Hintergründe sowie positive wie negative 
Erfahrungen und die Risiken dar. Die Dokumen-
tation argumentiert aus Sicht der Kommunen. 
Download auf der Webseite: www.dstgb.de 
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Zentrale Thesen zur Wohnungspolitik 

Der demographische und soziale Wandel hat einen quantitativen und qualitativen Einfluss auf die 
Bevölkerungsstruktur und auf alle gesellschaftlichen Bereiche. 

Die Wohnungswirtschaft muss sich auf neue Haushaltsstrukturen und neue Zielgruppen mit 
veränderten und diversifizierten Wohnbedürfnissen einstellen. 

Aufgrund steigender Wohnkosten (“Zweite Miete”) und einer zugleich prognostizierten Zunahme der 
Altersarmut wird die Nachfrage nach angemessenem und bezahlbarem Wohnraum zunehmen. 

Privatisierungen kommunaler Wohnungsbestände engen das Steuerungspotenzial der Kommunen 
in der wohnungswirtschaftlichen und städtebaulichen Entwicklung ein.  

Die genossenschaftliche Wohnform mit ihrem besonderen Auftrag der Mitgliederförderung und der 
hohen Wohnsicherheit gewinnt als Alternative zwischen Miete und Eigentum an Bedeutung. 

2. Handlungserfordernisse in der 
Wohnungswirtschaft 

Aus den erläuterten Rahmenbedingungen und Trends leiten sich hin-
sichtlich des Ziels einer nachhaltigen Entwicklung (wirtschaftliche, 
ökologische und sozialverträgliche zukünftige Entwicklung) Hand-
lungserfordernisse für alle gesellschaftlichen Bereiche ab. Die Heraus-
forderungen für die Wohnungswirtschaft werden in den folgenden 
Abschnitten diskutiert. Ausgehend von der Beschreibung zielgruppen-
spezifischer Wohnpräferenzen werden Handlungsfelder für einen 
nachfrageorientierten und integrierten Ansatz dargestellt. 

2.1 Von der angebotsorientierten zur 
nachfrageorientierten Wohnungspolitik 

Vor dem Hintergrund des demographischen Wandels und veränderter 
Wohnbedürfnisse wird in Zukunft der Wettbewerb der Wohnungsanbie-
ter um Bewohner weiter zunehmen. Ein Ziel der nachhaltigen Stadtent-
wicklung ist es, Leerstände größeren Ausmaßes im Wohnungsbestand 
zu vermeiden. Neue Konzepte sind gefragt, die frühzeitig auf die sich 
abzeichnenden Entwicklungen eingehen. Eine zentrale Anforderung für 
die Wohnungswirtschaft besteht in der Entwicklung von neuen Wohn-
formen, Servicekonzepten, Mitwirkungsmöglichkeiten der Bewohner 
und Marketingstrategien. Ziel der Bestandsentwicklung in der Woh-
nungswirtschaft wird es sein, die gewandelten Anforderungen verstärkt 
aufzugreifen und die eigenen Angebote auf die Nachfrage auszurichten. 
Aus dem zu beobachtenden quantitativen Rückgang der Haushaltszah-
len und den qualitativen Veränderungen der Haushaltsstrukturen ergibt 
sich ein Paradigmenwechsel von einer angebots- zu einer nachfrageori-

Neue Wohnformen,  
besserer Service, Mit-
wirkung und Marketing 
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entierten Wohnungspolitik. Der zunehmende Anteil älterer Menschen, 
aber auch veränderte Wohnbedürfnisse jüngerer Generationen sowie 
veränderte Familienstrukturen und neue Haushaltstypen, sind bei mittel- 
und langfristigen Bestandsentwicklungen zu berücksichtigen. 

2.2 Zielgruppen und Wohnformen der Zukunft 

Die Orientierung an Zielgruppen nimmt eine bedeutende Rolle bei der 
Entwicklung zukunftsfähiger Wohnangebote ein. Die klassischen Nach-
fragestrukturen auf dem Wohnungsmarkt sind bedingt durch Wertewan-
del und Ausdifferenzierung der Lebensstile neuen Nachfragemustern 
gewichen. Zu den klassischen Nachfragemustern kommen temporäre 
und mitunter sehr kurze Nutzungszyklen (Übergangswohnungen, 
Zweitwohnungen) hinzu. Ausgehend von den veränderten Bedingungen 
lassen sich neue Zielgruppen formulieren, die mit unterschiedlicher 
Nachfragedynamik auf den Wohnungsmarkt einwirken. Untersuchun-
gen des BMVBW zeigen, welche Zielgruppen für Wohnungsgenossen-
schaften zukünftig besonderes interessant sind: jüngere Nachfragegrup-
pen, Familien, ältere Menschen, Bevölkerungsgruppen mit Marktzu-
gangsproblemen, Wohngruppen und hochwertige Angebote. 

Eine Methode zur Zielgruppenbestimmung ist die der Einteilung nach 
Lebensformen. Diese orientiert sich an der Zusammensetzung des 
Haushaltes und an der Art und Weise des Zusammenlebens. Aus-
gangspunkt ist die Annahme, dass der gesellschaftliche Wandel (de-
mographische, soziale Veränderungen etc.) zu neuen Haushalten mit 
differenzierten Ansprüchen an Wohnräume führt.  

Für die genossenschaftliche Wohnform bietet sich unter Berück-
sichtigung der hier diskutierten Ansätze die folgende Zielgruppendif-
ferenzierung entsprechend der spezifischen Wohnpräferenzen an:  

Zielgruppe Wohnpräferenzen 
Junge Singles und Starter-
haushalte 

kleine und bezahlbare Wohnungen in zentraler Lage, Infrastruktur im 
Quartier 

Einkommensstarke Gruppen hochwertige Angebote, höhere Ansprüche an Lage, Zuschnitt, Größe 
der Wohnung, Service und Wohnumfeldqualität 

Familien größerer Wohnflächenbedarf, bezahlbarer Wohnraum, Infrastruktur im 
Quartier 

Alleinerziehende kleine bezahlbare Wohnungen, wohnumfeldnahe Betreuungsangebote 
Ältere Menschen flexible und barrierefreie Wohnformen, Erhalt der Selbstständigkeit, 

aktive Freizeitgestaltung, Austausch mit anderen Bewohnern, Angebote 
zur Altersvorsorge 

Gruppen mit Marktzugangs-
problemen 

preiswerten Wohnraum, Angebote zur Integration in die Gemeinschaft, 
Kombination mit sozialen Leistungen 

Tab. H 3-1 Zielgruppenspezifische Wohnansprüche (vgl. BMVBW 2004: 354ff;  
Krosse 2005) 

Neue Zielgruppen, 
neue Bedarfe

Zielgruppen entwickeln 
sich aus diversen 

Lebensformen 
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Zusammenfassend lässt sich feststellen, dass in der Weiterentwick-
lung – insbesondere bei der Qualifizierung – von Wohnungsbeständen 
stark gewandelte Rahmenbedingungen und Trends berücksichtigt 
werden müssen. Dazu gehören: 

• eine erhöhte Arbeits-, Freizeit- und 
Wohnmobilität der Bewohnerinnen und 
Bewohner,  

• neue zielgruppenspezifische Wohnpräfe-
renzen (Wandel vom Vermieter- zum 
Mietermarkt),  

• eine veränderte Nachfrage nach Dienst-
leistungen und Serviceangeboten,  

• eine zunehmende Bedeutung von Nach-
barschaft, Gemeinschaft und ehrenamtli-
cher Hilfe,  

• die Bezahlbarkeit von Angeboten 
(Stichwort „Altersarmut“). 

 

2.3 Handlungsfelder in der 
Wohnungswirtschaft 

Vor dem Hintergrund der aktuellen Entwick-
lungen auf dem Wohnungsmarkt wird die 
Umsetzung zukunftsfähiger, innovativer und 
nachfrageorientierter Wohnkonzepte in Ver-
bindung mit Dienstleistungsangeboten und 
neuen Marketingstrategien entscheidend für 
die Wohnungsmarkt- und damit auch für die 
Stadtentwicklung sein. Zentraler Aspekt über 

alle Handlungsfelder hinweg ist die Zielgruppenorientierung, d. h. die 
Untersuchung der Potenziale der verschiedenen Wohnstandorte für ziel-
gruppenspezifische Angebote und die Anpassung an deren Bedürfnisse. 
Folgende Handlungsfelder haben zudem zentrale Bedeutung: 

• Innovative Wohnangebote: Damit sind u. a. zielgruppengerechte 
und flexible Wohnformen, innovative Grundrissvarianten und neue 
Gestaltungsmöglichkeiten für das Wohnumfeld gemeint. 

• Komplementäre Angebote: Neben der Vermietung von Wohnun-
gen wird die Verfügbarkeit zusätzlicher wohnbegleitender Dienst-
leistungen wichtig für den Wettbewerb der Wohnungsanbieter um 
Bewohner sein. Es geht um innovative Zukunftskonzepte woh-
nungsbezogener Dienstleistungen (hauswirtschaftliche, technische, 

Neue Trends  
fordern Umdenken 

 Altersarmut 

 

 Nach der WHO liegt Armut vor, wenn das Ein-
kommen einer Person unterhalb des mittleren 
Einkommens des jeweiligen Heimatlandes 
liegt. Demnach ist arm, wem monatlich weniger 
als die Hälfte des mittleren Einkommens zur 
Verfügung steht. Das mittlere Einkommen ist 
der aus der Einkommensverteilung des Landes 
berechnete Mittelwert. 
Von Altersarmut spricht man, wenn die ältere 
Generation (65-Jährige und Ältere) betroffen ist 
und die Rente bzw. die Grundsicherung unter 
den oben genannten Betrag fällt. 
Laut OECD und weiterer Organisationen wird 
befürchtet, dass in den kommenden Jahren die 
Altersarmut in Deutschland drastisch zunimmt, 
u. a. durch die sinkenden gesetzlichen Ren-
tenniveaus. In Bezug auf Wohnen im Alter 
bedeutet dies, dass kleine, kostengünstige 
Wohnungen, Selbst- und Nachbarschaftshilfe 
sowie soziale Sicherungssysteme an Bedeu-
tung gewinnen. 
Hinweis: Den Bericht „Lebenslagen in Deutsch-
land – Der 3. Armuts- und Reichtumsbericht 
der Bundesregierung“ findet man als Download 
unter: http://www.bmas.de 
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soziale, kommunikative) gemäß der Nachfrage der Zielgruppen 
und um geeignete Organisationsformen. 

• Partnerschaftliches Handeln: Die Wohnzufriedenheit kann ganz 
entscheidend von den sozialen Strukturen und Nachbarschaftsver-
hältnissen im Wohnquartier beeinflusst werden. Dementsprechend 
ist die Stärkung der Eigeninitiative und der Selbstorganisation der 
Bewohner ein zentrales Thema. Aber auch Partnerschaften zu öf-
fentlichen und privaten Akteuren, wie zum Beispiel zu städtischen 
Verwaltungen und zu anderen Wohnungsunternehmen oder Dienst-
leistungsbetrieben in Hinblick auf mögliche Synergieeffekte, sind 
hiermit gemeint.  

• Marketingstrategien: Marketingansätze der Wohnungswirtschaft 
müssen sich unter den verschärften Wettbewerbsbedingungen stär-
ker an der Nachfrage neuer Zielgruppen orientieren. Hier kann eine 
Wiederbelebung des Genossenschaftsgedankens wesentlich zur Er-
höhung der Identifikation der Mieter mit dem genossenschaftlichen 
Wohnen und zur Stärkung des Eigenengagements und der Nach-
barschaftshilfe beitragen. 

Im Zusammenhang mit dem Image der Wohnungsgenossenschaften 
kann sich auch eine stärkere soziale Verantwortung nicht nur für die 
eigenen Mitglieder, sondern darüber hinaus auch für das ganze Quartier 
bezahlt machen. Gerade die genossenschaftliche Wohnform mit dem 
Anspruch der besonderen Mitgliederförderung hat erhebliche Potenzia-
le, um den gewachsenen Ansprüchen der zukünftigen Bewohner gerecht 
werden zu können. Der Genossenschaftsgedanken mit den Prinzipien 
der Selbstverwaltung, Selbstverantwortung und Selbsthilfe bildet eine 
gute Grundlage zur Aktivierung des bürgerschaftlichen Engagements. 

3. Wohnungsgenossenschaften als Akteure 
in der Stadt- und Quartiersentwicklung 

Zunehmend ist die Kooperation zwischen Wohnungswirtschaft und 
Kommunalpolitik und -verwaltung in Bezug auf Themen der Stadt- und 
Quartiersentwicklung gefragt. Die Expertenkommission zu genossen-
schaftlichem Wohnen unterstreicht das Potential in der Kooperation der 
öffentlichen und privaten Akteure. Ob hinsichtlich des Quartiersimages, 
des Angebots an Dienstleisungen, der Schaffung von Kommunikations- 
und Begegnungsorten im Wohnumfeld oder innerhalb von Gemein-
schaftseinrichtungen. Hier lassen sich konkrete gemeinsame Projekte 
zur Verbesserung der Situation in Stadt und Quartier erreichen. Dies sei 
im Folgenden näher ausgeführt. 

Genossenschaften 
bergen viel Potential

Kooperation von 
Kommunalpolitik und 
Wohnungswirtschaft 
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3.1 Empfehlungen der Expertenkommission zu 
genossenschaftlichem Wohnen 

Die Expertenkommission Wohnungsgenossenschaften hat in ihrem 
Bericht von 2004 den Wohnungsgenossenschaften erhebliche Poten-
ziale bei der Bewältigung des demographischen und sozialen Wan-

dels zugesprochen. Die mit der Organisati-
onsform und der Unternehmensphilosophie 
verfolgten genossenschaftlichen Prinzipien 
eignen sich besonders gut für die Aktivie-
rung von Selbsthilfepotenzialen und bür-
gerschaftlichem Engagement und die Initi-
ierung gemeinschaftlicher Projekte. Im 
Ergebnis der Situationsanalyse der Woh-
nungsgenossenschaften in der BRD wurden 
Handlungsfelder herausgestellt und Emp-
fehlungen für die zukünftige Entwicklung 
formuliert. 

Die Empfehlungen sollen von den woh-
nungswirtschaftlichen Verbänden, den Woh-
nungsgenossenschaften und der Politik um-

gesetzt und die bisherigen Forschungsaktivitäten in einzelnen The-
menkomplexen vertieft werden. Es geht unter anderem um die Zu-
sammenarbeit von Kommunen und Wohnungsgenossenschaften im 
Rahmen einer integrierten nachhaltigen Stadtentwicklungspolitik so-
wie um abgestimmte Aktivitäten von Kommunen und Ländern zur 
Einbeziehung von Genossenschaften bei anstehenden Privatisierungen 
von kommunalen oder industriellen Beständen.  

Die genannten Rahmenbedingungen, Herausforderungen, Ziele und 
Handlungsfelder gelten für die gesamte Wohnungswirtschaft. Das ge-
nossenschaftliche Wohnen ist ein spezifisches Segment, das sich durch 
seine soziale Orientierung auszeichnet. Im Folgenden wird diese Form 
der Wohnungswirtschaft näher beschrieben. Allen Wohnungsgenossen-
schaften gemein ist der Auftrag zu einer gesicherten Wohnungsversor-
gung ihrer Mitglieder (besonderer Kündigungsschutz). Die seit den 
1990er Jahren neu gegründeten kleineren Genossenschaften haben dar-
über hinaus auch soziale, ökologische oder nachbarschaftliche Ziele 
ausdrücklich in ihren Satzungen verankert. 

 

BMVBW (2004): 
Wohnungsgenos-

senschaften.  
Potenziale und  
Perspektiven 

 

 Der vorliegende Bericht der Expertenkommissi-
on Wohnungsgenossenschaften bietet Hinter-
grundwissen und eine Fülle von wohnungspoli-
tisch relevanten Handreichungen, wie z. B. die 
Genossenschaften den demografischen Wandel 
gestalten helfen. Insbesondere wenn bei Ihnen 
vor Ort die Privatisierungs-Diskussion entbrannt 
ist, lohnt es sich, anhand dieses Berichtes Alter-
nativen auszuleuchten. 

 

 

Besonderheit:  
soziale Orientierung 
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3.2 Bedeutung des genossenschaftlichen Wohnens 

In Deutschland gibt es über 2.000 Wohnungsgenossenschaften, die 
insgesamt 2,2 Millionen Wohnungen für etwa fünf Millionen Bewoh-
ner anbieten. Dies entspricht einem Anteil von etwa 10 % aller Miet-
wohnungen. Die Haushaltsstruktur der Genossenschaftsmitglieder ist 
aufgrund der relativ kleinen Wohnungsgrößen in den meisten Bestän-
den überwiegend von kleinen Ein- und Zwei-Personen-Haushalten 
geprägt (Anteil von 70 %). Größere Familienhaushalte sind mit einem 
Anteil von 20 % in Westdeutschland beziehungsweise 14 % in Ost-
deutschland in geringerem Maße vertreten. Der Anteil der älteren Be-
wohner ist in den Wohnungsgenossenschaften 
deutlich höher als in anderen Haushalten 
(40 % Rentner im Vergleich zu 33 %). 

Der genossenschaftlichen Wohnform wird ein 
erhebliches Potenzial bei der Wohnungsversor-
gung und der privaten Altersvorsorge zuge-
sprochen. Positive Ausstrahlungseffekte für 
Wohnquartiere mit genossenschaftlichen Be-
ständen werden durch den überdurchschnittlich 
guten baulichen Zustand, die Pflege des 
Wohnumfeldes und die Förderung von nach-
barschaftlichen Beziehungen erreicht. Das 
Selbstverständnis der Wohnungsgenossen-
schaften mit den Prinzipien Identität, Selbsthil-
fe, Selbstverwaltung und Selbstverantwortung 
aktiviert das bürgerschaftliche Engagement der 
Bewohner und trägt wesentlich zu einer Stabi-
lisierung der Wohnquartiere und zur Erhaltung des sozialen Friedens 
bei. Damit werden die Wohnungsgenossenschaften wichtige Partner in 
der kommunalen Wohnungspolitik. Vor dem Hintergrund zunehmender 
Verkäufe kommunaler Wohnungsunternehmen stellt sich heute die Fra-
ge, inwieweit die Interessen der Mieter und der Kommunen (neben dem 
Ausweg aus ihrer Finanzkrise) berücksichtigt werden können, also, wie 
Mieter vor „Luxusmodernisierungen“, steigenden Mieten und weiteren 
Unsicherheiten geschützt werden und welchen Einfluss die Kommunen 
auf den Immobilienmarkt und die Mietentwicklung nehmen.  

Im Rahmen der Debatte darüber werden neben dem Verkauf an rendite-
orientierte Investoren immer wieder auch die Möglichkeiten genossen-
schaftlicher Privatisierungsmodelle diskutiert. Dies hat zu einer Renais-
sance des Themas „Wohnen in Wohnungsgenossenschaften“ geführt, 
wie sie seit einigen Jahren zu beobachten ist. Neben dem Wohneigen-
tum bietet das Wohnen in Wohnungsgenossenschaften ein hohes Maß 
an Sicherheit, insbesondere auch für die Altersvorsorge. Genossenschaf-
ten können praktisch nicht verkauft werden, da sie den Mietern quasi 
gehören. Damit stellen sie einen Schutz (vor „Heuschrecken“) dar und 
garantieren eine gewisse Planungssicherheit für alle Beteiligten. 

Ca. 10 % aller Mietwoh-
nungen bzw. 5 Mio. Bür-
ger genossenschaftlich

Genossen-
schaftliche  
Prinzipien 

 

 Wohnungsgenossenschaften sind nicht nur 
wichtige, sondern auch geeignete Partner der 
Kommunen, da sie nach ähnlichen Prinzipien 
wie dem der „kommunalen Verantwortungsge-
meinschaft“ arbeiten:  

• Identitätsprinzip (Förderung) 

• Selbstverwaltung 

• Selbstverantwortung 

• Selbsthilfe 

 

 

Privatisierungsfrage 
führt zur Renaissance 

der Genossenschaften 
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3.3 Genossenschaften als Partner der 
Kommunalpolitik 

Zukünftig werden die Erwartungen an die Wohnungswirtschaft, sich 
stärker in die soziale Entwicklung der Wohnquartiere einzubringen, 
zunehmen. Die Zusammenarbeit von Kommunalverwaltung und 
Kommunalpolitik, Wohnungsunternehmen und anderen wirtschaftli-
chen Akteuren und der Zivilgesellschaft (z. B. Vereine, Bürgerinitiati-
ven, Bewohnerinnen und Bewohner) kann für eine integrierte nachhal-
tige Stadtentwicklungspolitik zukunftsweisend sein. Der Aufbau von 
Netzwerken und Partnerschaften zwischen den Akteuren aus Verwal-
tung und Politik, Wirtschaft und Zivilgesellschaft (vgl. Abb. H 3-6: 
Governance-Dreieck) kann einen Beitrag zur Stabilisierung von 
Wohnquartieren leisten. Beispiele für das gemeinsame Engagement 
können Aktivitäten zur Verbesserung des Quartiersimages, das Ange-
bot von Dienstleistungen von und für die Bewohnerinnen und Bewoh-
ner oder die Schaffung von Kommunikations- und Begegnungsorten 
im Wohnumfeld oder innerhalb von Gemeinschaftseinrichtungen sein. 
Angebote, die von einzelnen Unternehmen oder Initiativen nicht allein 
umgesetzt werden können, können durch gemeinsame Trägerschaften 
und Beteiligungen durchaus erfolgreich eingerichtet werden.  

 

Abb. H 3-6 Governance-Dreieck 

Gerade bei Projekten zur Stärkung von Gemeinwesen und Hilfenetz-
werken unter den Bewohnerinnen und Bewohnern bieten die meistens 
gut funktionierenden nachbarschaftlichen Beziehungen unter den Mit-
gliedern und Mietern in Genossenschaften bewährte Anknüpfungs-
punkte. Festzuhalten ist, dass Wohnungsgenossenschaften „unter be-
stimmten Bedingungen besser als andere Eigentümer zu einer sozialen 
Stadtentwicklung beitragen können“ (König 2004, 19). Insbesondere 
aktive Genossenschaften fördern auch über die eigenen Bestände hin-
aus die Bindung der Einwohnerinnen und Einwohner und damit die 
Stabilisierung des Quartiers. 

Gemeinsam Wohn-
quartiere verbessern 

Wirt-
schaft 

Verwal- 
tung 

 

Zivilge-
sellschaft 
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Um langfristig erfolgreiche Netzwerkstrukturen zwischen den ver-
schiedenen Akteuren in den Quartieren zu etablieren, sollte der Auf-
bau von Partnerschaften strategisch und frühzeitig beginnen. Die 
Notwendigkeiten und Möglichkeiten zum Einsatz einer intermediären 
Ebene als Moderator oder „Kümmerer“ der Netzwerke sollte für die 
betreffenden Quartiere bzw. Sozialräume geprüft werden. 

4. Wohnungsgenossenschaften und 
Stadtentwicklung: Praxisbeispiele für 
Kooperationsformen 

Es existiert eine Reihe von neueren Ansätzen zur Förderung der Woh-
nungsgenossenschaften, insbesondere deren Beteiligung an der Stadt- 
und Quartiersentwicklung. Aus den verschiedenen Themenfeldern mit 
unterschiedlichen Zielstellungen sollen im Folgenden Kooperations-
möglichkeiten zwischen Genossenschaften und anderen Akteuren 
erläutert werden. Die hier vorgestellten Praxisbeispiele reichen von 
Partnerschaften zwischen Kommunen und Wohnungsunternehmen 
über intermediäre Einrichtungen für ein gemeinsames Stadtteilmana-
gement bis hin zur Förderung von Nachbarschaften durch die Zusam-
menarbeit mit der Zivilgesellschaft. 

4.1 Schwedt (Oder): Partnerschaften zwischen 
Kommune und Genossenschaften 

Kommunen können ihre stadtpolitischen Ziele oftmals nur in Koopera-
tion mit anderen Akteuren in der Stadt umsetzen. Beispiele für eine 
Zusammenarbeit von Kommunalverwaltung, Wohnungsunternehmen 
und anderen Partnern lassen sich im Rahmen des Bund-Länder-
Programms „Soziale Stadt“ oder bei der gemeinsamen Erarbeitung von 
Stadtentwicklungskonzepten im Rahmen des „Stadtumbaus“ finden. 

Verschiedene Strategien und Maßnahmen zur Bewältigung aktueller 
Herausforderungen in einer schrumpfenden Stadt werden in der Stadt 
Schwedt/Oder entwickelt und umgesetzt. Der Rückgang von Bevölke-
rung und Kaufkraft hat Auswirkungen auf verschiedene Bereiche: 
Wohnen, Bevölkerungsstruktur, Infrastruktur und Image.  

Neben baulichen Maßnahmen (Wohnqualität) und Wohnumfeldmaß-
nahmen nehmen auch nicht-investive Maßnahmen eine besondere 
Rolle ein. Hierzu gehören zum Beispiel die Aktivitäten des Arbeits-
kreises “Soziale Stadt“. Zu den zentralen Akteuren des Arbeitskreises 
gehören Vertreter der Stadtverwaltung, die WOBAG Wohnungsbau-
genossenschaft Schwedt e. G. und die Wohnbauten GmbH. Auch ande-
re Institutionen des Quartiers wie z. B. Schulen, Vereine, kirchliche 
und soziale Einrichtungen, Bürgerinitiativen, Politiker, das Stadtteil-

Strategischer Aufbau 
von Partnerschaften

Vielfältige Möglichkeiten 
der Partnerschaft

Ziel: bessere 
Bewältigung der 

Schrumpfung

Arbeitskreis 
„Soziale Stadt“
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management und Gewerbe sind in dem Netzwerk vertreten. Die Auf-
gaben des Gremiums bestehen in der gemeinsamen Erarbeitung eines 
Handlungskonzeptes für den Stadtumbau in einem stark schrumpfen-
den Quartier („Obere Talsandterassen“) sowie die Diskussion und 
Abstimmung der Maßnahmen mit den Bewohnern.  

Durch regelmäßige Treffen sind ein intensiver Austausch und eine kon-
tinuierliche Weiterentwicklung der Handlungsstrategien zur Entwick-
lung des Quartiers gewährleistet. Die Zusammenarbeit der Wohnungs-
wirtschaft mit den Bewohnern, insbesondere die Mieter- und Bewoh-
nerbetreuung, schafft Vertrauen und erhöht die Akzeptanz des Stadtum-
baus (auch für Abrissmaßnahmen). Dies hat positive Auswirkungen auf 
die Entscheidungsfindung, die Vereinbarkeit von Unternehmens- und 
Kommunalpolitik und die gesamte Quartiersentwicklung. 

4.2 Chemnitz: Stadtteilgenossenschaften als 
intermediäre Einrichtung im Stadtumbauprozess 

Motivation für die Gründung von Stadtteilgenossenschaften ist die 
Etablierung bestimmter Infrastrukturen für die Bewohnerinnen und 
Bewohner im Stadtteil, also zum Beispiel das Angebot sozialer oder 
kultureller Aktivitäten durch eine Genossenschaft als Organisations-
form. Initiatoren und Beteiligte können ganz unterschiedliche Akteure 
im Quartier sein: Bewohnerinnen und Bewohner, soziale Träger, Ver-
eine und Initiativen, Wohnungsgenossenschaften und Vertreterinnen 
und Vertreter aus der Stadtverwaltung. 

Die Stadtteilgenossenschaft Sonnenberg e. G. in Chemnitz wurde 2005 
aufbauend auf einer während der Agenda 21 formierten Stadtteilinitia-
tive gegründet. Die Wahl der genossenschaftlichen Rechtsform geht 
auf die Initiatoren aus der Agenda 21, der Stadtverwaltung und der 
innova eG zurück. Zum einen soll dadurch die Umsetzung gemein-
schaftlicher Interessen im Quartier gestärkt werden – trotz möglicher 
Interessenskonflikte zwischen verschiedenen Mitgliedern. Zum ande-
ren bietet diese Rechtsform die Möglichkeit, die verschiedenen Kom-
petenzen der Partner für eine gemeinschaftliche Entwicklung erfolg-
reich einzusetzen.  

Neben dem Auftrag zur Mitgliederförderung hat sich die Genossen-
schaft die Schaffung von Arbeitsplätzen und die gemeinsame Verbesse-
rung der sozialen, wirtschaftlichen und städtebaulichen Situation in dem 
Stadtteil zum Ziel gesetzt. Motivation zur Gründung der Stadtteilgenos-
senschaft war das Fehlen einer intermediären Ebene im Stadtteil, die 
sich mit der aus den Stadtumbaumaßnahmen erwachsenen Notwendig-
keit nach einem Stadtteilmarketing und -management ergaben. Unter-
stützt wird die Arbeit der Genossenschaft durch das Engagement ver-
schiedener Akteure im Quartier aus der Bewohnerschaft, der Verwal-
tung, aus Vereinen, sozialen und freien Trägern und den ortsansässigen 
Wohnungsunternehmen GGG und SWG Chemnitz eG. 

Ziel:  
Infrastrukturen schaffen 

Stadtteilgenossenschaft 
Sonnenberg e. G. 
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Hauptsächlich ist die Genossenschaft in den Geschäftsfeldern „Dienst-
leistungen für Firmen und Bewohner“ und „Stadtteilzentrum mit Bür-
gerbüro“ aktiv. Das Statteilzentrum dient als Treffpunkt für die Bürge-
rinnen und Bürger und beheimatet das Quar-
tiersmanagement. Für Bewohner und Unter-
nehmen bietet die Stadtteilgenossenschaft 
wohnungsnahe Dienstleistungen an, von Ab-
rissvorbereitungen und Hausmeistertätigkeiten 
über Umzugsbetreuung bis hin zu Haushalts- 
und Einkaufshilfen. Die Sächsische Woh-
nungsgenossenschaft Chemnitz eG war maß-
geblich in der Gründungs- und Startphase der 
Stadtteilgenossenschaft aktiv und ist noch 
heute ein wichtiger Auftraggeber (vgl. vgl. 
Haas; Koch; Senftleben 2007, 258f). Durch 
das Netzwerk um die Stadtteilgenossenschaft als intermediäre Ebene 
ist es gelungen, das bürgerschaftliche Engagement im Stadtteil Son-
nenberg zu stärken bzw. zu aktivieren und neue Projekte anzustoßen. 
Damit leistet dieses Akteursbündnis einen Beitrag zur Stabilisierung 
und zur nachhaltigen Entwicklung des Quartiers sowie zur Schaffung 
einer gemeinsamen Kommunikationsplattform (ebd., 261). 

4.3 Schwerin: Nachbarschaftsförderung in 
Genossenschaften 

Wohnungsgenossenschaften übernehmen neben dem Auftrag zur si-
cheren Wohnraumversorgung ihrer Mitglieder auch soziale Verantwor-
tung im Quartier. Die Förderung und Stärkung nachbarschaftlicher 
Beziehungen und Unterstützungsnetzwerke zählt im Idealfall zum 
Selbstverständnis der gemeinschaftsorientierten Wohnform. Vor dem 
Hintergrund der aktuellen gesellschaftlichen Entwicklungen sind im-
mer mehr Wohnungsgenossenschaften bemüht, die Prinzipien der 
Selbsthilfe und Selbstverantwortung stärker in die Praxis umzusetzen. 
Hierzu zählen zum Beispiel Initiativen zur Gründung von Selbsthilfe- 
oder Nachbarschaftsvereinen mit Unterstützung der Genossenschaft, 
das Angebot von Gemeinschaftseinrichtungen im Quartier, die Förde-
rung von Begegnungs- und Kommunikationsmöglichkeiten zwischen 
den Bewohnerinnen und Bewohnern durch entsprechende Wohnum-
feldmaßnahmen oder die Unterstützung überschaubarer Projekte und 
Initiativen der Mitglieder. 

Vielfältige Ansätze zur Förderung der Nachbarschaften und des Mit-
einanders der Generationen werden von der Schweriner Wohnungs-
baugenossenschaft eG (SWG eG) umgesetzt. Mittlerweile existieren 
acht Nachbarschaftstreffs „nebenan“ in den Quartieren mit Beständen 
der SWG, in denen Kultur- und Freizeitaktivitäten angeboten werden. 
Der Verein Hand in Hand e. V., der unter anderem am Aufbau und 
Betrieb der Nachbarschaftstreffs beteiligt ist, zählt bereits etwa 200 

Vielfältige 
wohnungsnahe 

Dienstleistungen

www.sonnenberg-
chemnitz.de 

 

 Hier erfährt man alles über die Stadtteilgenos-
senschaft: die Historie des Stadtteils und seiner 
Probleme, die Aufgaben und Aktivitäten der 
Genossenschaft. Man spürt förmlich, wie viele 
aktive Bürger und weitere Akteure sich hier 
zusammengeschlossen haben. 

 

 

Stärkung der Beziehun-
gen und Netzwerke

Beispiel Schweriner 
Wohnungsbau-

genossenschaft
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Mitglieder. Mit der Abteilung „Soziales Management“ der SWG wer-
den die verschiedenen sozialen Aktivitäten, Wohngebiets-, Stadtteil- 
und Sportfeste koordiniert und gefördert.  

Die Förderung der ehrenamtlichen Aktivitäten trägt zu einer Intensi-
vierung des Beteilungsprozesses innerhalb der Genossenschaft und 
auch hinsichtlich der Beteiligung an der Quartiersentwicklung bei 
(vgl. SWG eG unter: www.swg-schwerin.de). Somit kann auch dieser 
Ansatz als erfolgreiche Strategie zur Stabilisierung und Imageaufwer-
tung von Quartieren bezeichnet werden. Besonders hervorhebenswert 
ist in diesem Beispiel die Initiative der Wohnungsbaugenossenschaft, 
die mit der Entwicklung der eigenen Bestände auch die gesamte Quar-
tiersentwicklung positiv beeinflusst. 

5. Abschließende Empfehlungen 

Dem genossenschaftlichen Wohnen als Al-
ternative zwischen Eigentum und Miete 
kommt insbesondere vor dem Hintergrund 
der zunehmenden Altersarmut in Deutsch-
land, der größeren Verlässlichkeit und Si-
cherheit sowie der Nachbarschaftspotenziale 
eine hohe Bedeutung zu. Jedoch stehen die 
deutschen Wohnungsgenossenschaften vor 
großen Herausforderungen in Anbetracht der 
Veränderungen im Zuge des demographi-
schen Wandels. Der höhere Anteil an älteren 
Menschen, der Rückgang der Bevölkerung 
und damit die Gefahr des Wohnungsleer-
stands bedürfen neuer Konzepte und früh-
zeitiger Lösungsstrategien. 

Bezogen auf die benannten Handlungsfelder 
für die zukünftige Entwicklung der Woh-
nungswirtschaft und insbesondere der Woh-
nungsgenossenschaften stellen sich vor die-
sem Hintergrund eine Reihe weiterführender 
Fragen: Welche zukünftige Bedeutung erhält 
das genossenschaftliche Wohnen? Wie kann 

die Identifikation der Mieter mit dem Genossenschaftsgedanken erhöht 
werden? Wie können nachbarschaftliche Netzwerke und Unterstützung 
in den Quartieren gefördert werden? Welche Kooperationsformen mit 
Wirtschaft, Verwaltung und Zivilgesellschaft sind für Wohnungsgenos-
senschaften geeignet, um einen ganzheitlichen Ansatz der Quartiers-
entwicklung zu unterstützen? 

 

  

 Empfehlungen der Expertenkommission an 
die Wohnungsgenossenschaften 

• Steigerung der Bekanntheit und Popularität 

• Marktgerechte Weiterentwicklung des ge-
nossenschaftlichen Wohnangebotes 

• Optimierung der Finanzstrukturen und Stär-
kung der Eigenkapitalbasis 

• Genossenschaftliche Angebote für die Al-
tersvorsorge 

• Steigerung der Wettbewerbsfähigkeit durch 
Kooperation 

• Aktive Mitwirkung bei Stadtentwicklung und 
Stadtumbau 

Quelle: BMVBW 2004 
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Eine wesentliche zukünftige Herausforderung für die Wohnungsge-
nossenschaften wird sein, im Sinne einer nachfrageorientierten Be-
standsentwicklung ihre Wohnungs- und Dienstleistungsangebote stär-
ker zielgruppenorientiert auszurichten. Dabei sollte eine geeignete 
Differenzierung der Zielgruppen entsprechend ihrer Wohnpräferenzen 
Berücksichtigung finden. 

Bezogen auf ihr Image gilt es, die Identifikation der Mieter mit dem 
Genossenschaftsgedanken zu erhöhen und das genossenschaftliche 
Wohnen als attraktive Wohnform stärker zu vermarkten. Große Poten-
ziale bestehen insbesondere noch darin, nachbarschaftliche Netzwerke 
und Kooperation mit Privaten auf- und auszubauen. 

Eine besondere Herausforderung stellt das Verhältnis von Stadtent-
wicklung und Wohnungsgenossenschaften dar. Beide Seiten sollten 
erkennen, dass die Zusammenarbeit für beide Vorteile bringen kann. 
Aus Sicht der Stadt können Wohnungsgenossenschaften wichtige stra-
tegische Partner sein, um Stadtteile aufzuwerten und Wohnraum zu 
erhalten bzw. zu schaffen, der bezahlbar 
bleibt. Es ist aber auch erforderlich, dass sich 
Genossenschaften noch stärker als bisher als 
Quartiersentwickler verstehen und mehr sozi-
ale Verantwortung übernehmen sollten. Von 
einem intakten Wohnumfeld und Quartiers-
image profitieren auch ihre Bestände.  

Zentrale Anforderungen an die Kommunalpo-
litik  

• Aufgrund der dargestellten Potenziale von 
Wohnungsgenossenschaften – sicheres, be-
zahlbares Wohnen zwischen Eigentum und 
Miete, Förderung des gemeinschaftlichen 
Zusammenlebens und Stabilisierung von Quartieren – lohnt es sich, 
diese als wichtige dritte Säule in der Wohnungswirtschaft zu begrei-
fen und gezielt zu stärken. 

• Dazu ist es notwendig, Wohnungsgenossenschaften als aktive Part-
ner in der Stadt- und Quartiersentwicklung anzuerkennen und de-
ren Initiativen, z. B. zur Quartiersaufwertung oder zur Bewohner-
beteiligung und -aktivierung, zu fördern. 

• Für die Entwicklung von Strategien zur Senkung der Wohnneben-
kosten („Zweite Miete“) ist eine stärkere Zusammenarbeit von Po-
litik und Wohnungswirtschaft unumgänglich. Die Einbeziehung der 
genossenschaftlichen Wohnform als Modell der Altersvorsorge 
(„Wohn-Riester“) ist dafür ein wichtiger Schritt und weiter auszu-
bauen. Darüber hinaus müssen weitere Ansätze entwickelt werden. 

Image verbessern, 
Identifikation stärken

Genossenschaften sind 
Akteure in der 

Stadtentwicklung

Empfehlungen  
der Experten-

kommission an die 
Politik 

 

 • Stellenwert des genossenschaftlichen Woh-
nens erhöhen 

• Reduzierung der Wohnkostenbelastung im 
Alter 

• Sicherung der Wohnungsversorgung und 
soziale Stabilisierung von Quartieren 

Quelle: BMVBW 2004 
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